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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. April 1970 

III/l -68070- E~ As 3/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Assoziationspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Anwendung 
des Protokolls Nr. 2 zum Abkommen zur Gründung einer 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und der Vereinigten Republik Tansania, der Repu- 
blik Uganda und der Republik Kenia. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 23. März 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buciidruckerei R. Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Anwendung des Protokolls Nr. 2 zum Abkommen 
zur Gründung einer Assoziation zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Vereinigten Republik 
Tansania, der Republik Uganda und der Republik Kenia 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 24. September 1969 wurde in Arusha ein Ab- 
kommen zur Gründung einer Assoziation zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Vereinigten Republik Tansania, der Republik Ugan- 
da und der Republik Kenia unterzeichnet. 

Aufgrund des Protokolls Nr. 2 zu diesem Ab- 
kommen hat die Europäische Wirtschaftsgemein- 
schaft das Recht, vorbehaltlich einer Konsultation 
der Partnerstaaten der ostafrikanischen Gemein- 
schaft, die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um 
ernste Störungen in den herkömmlichen Handels- 
strömen zu vermeiden, falls die Einfuhr aus diesen 
Staaten in die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
im Laufe eines Jahres bei Kaffee, nicht geröstet 
(09.01 A I), 56.000 t, bei Gewürznelken (09,07) 120 t 
und bei Ananaskonserven (20.06 B II) 860 t über- 
steigt. 

Unbeschadet der im Protokoll Nr. 2 vorgesehenen 
Konsultation der Partnerstaaten der ostafrikanischen 
Gemeinschaft müssen die Modalitäten festgelegt 
werden, nach denen die betreffenden Maßnahmen 
vorzubereiten und durchzuführen sind. 

Das in dem beigefügten Entwurf eines Vorschlages 
für eine Verordnung vorgeschlagene Verfahren um- 
faßt drei Stufen: statistische Überwachung, Konsul- 
tation zwischen den Mitgliedstaaten und Anwen- 
dung der erforderlichen Maßnahmen, d. h. Einfüh- 
rung von Zollsätzen für die betreffenden Erzeugnisse 
im Weg einer Verordnung der Kommission. 

Da sich der Einfluß der Präferenzregelung auf die 
Entwicklung des Handels zwischen den Mitglied- 
staaten und den Partnerstaaten der ostafrikanischen 
Gemeinschaft nicht vorhersehen läßt, ist darauf hin- 
zuweisen, daß die Verordnung im Lichte der ge- 
sammelten Erfahrungen u. U, später zu ändern ist. 

Diese Modalitäten machen eine statistische Über- 
wachung erforderlich; diese Überwachung sollte be- 
sonders streng sein, sobald die Einfuhr drei Viertel 
der im Protokoll Nr. 2 festgesetzten Menge erreicht. 

Es ist angebracht, rechtzeitig und jedenfalls vor 
Überschreitung der Höchstmengen im Rahmen eines 


beratenden Ausschusses die Wirtschafts- und Han- 
delssituation der betreffenden Erzeugnisse unter be- 
sonderer Berücksichtigung der herkömmlichen Han- 
delsströme zu prüfen. 

Von den gegebenenfalls zu treffenden Maßnahmen 
dürfte die teilweise oder vollständige Anwendung 
des gemeinsamen Zolltarifs angemessen sein - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Nach Inkrafttreten des Abkommens teilen die 
Mitgliedstaaten der Kommission bis zum 10. 
eines jeden Monats die im Laufe des vorher- 
gehenden Monats eingeführten Mengen der nach- 
stehend aufgeführten Erzeugnisse mit Ursprung 
in den Partnerstaaten der ostafrikanischen Ge- 
meinschaft mit: 

Kaffee, nicht geröstet (09.01 A I) 
Gewürznelken (09.07) 

Ananaskonserven (20.06 B II) 

2. Fällt der Tag des Inkrafttretens des Abkommens 
nicht mit dem 1. Januar eines Jahres zusammen, 
so geben die Mitgliedstaaten der Kommission 
mit der ersten Mitteilung die zwischen dem 1. 
Januar des laufenden Jahres und dem Tag des 
Inkrafttretens des Abkommens eingeführten 
Mengen der betreffenden Erzeugnisse bekannt. 

3. Sobald die in Absatz 1 genannten Einfuhren 
sämtlicher Mitgliedstaaten bei Kaffee, nicht ge- 
röstet, 42 000 t, bei Gewürznelken 90 t und bei 
Ananaskonserven 645 t erreicht haben, muß jede 
weitere Einfuhr der Kommission mitgeteilt 
werden. 

4. Die Kommission teilt den Mitgliedstaaten die 
erhaltenen Angaben bis zum 20. eines jeden 
Monats mit; sie unterrichtet die Mitgliedstaaten 
unverzüglich, sobald die in Absatz 3 genannten 
Mengen erreicht sind. 

Artikel 2 

1. Konsultationen finden entweder auf Antrag eines 
Mitgliedstaates oder auf Initiative der Kom- 
mission statt oder aber, wenn die Einfuhr eines 
der betreffenden Erzeugnisse die in Artikel 1, 
Absatz 3, aufgeführten Mengen erreicht hat. 

2. Die Konsultationen erstrecken sich auf die Prü- 
fung der Wirtschafts- und Handelssituation der 
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betreffenden Erzeugnisse unter besonderer Be- 
rücksichtigung der herkömmlichen Handels- 
ströme. 

3. Die Konsultationen finden binnen 8 Werktagen 
nach Eingang des von einem Mitgliedstaat ge- 
stellten Konsultationsantrags bei der Kommis- 
sion bzw. nach Eingang der Mitteilung statt, daß 
die Einfuhr die in Artikel 1, Absatz 3, aufgeführte 
Menge erreicht hat. 

Artikel 3 

1. Die Konsultationen finden in einem beratenden 
Ausschuß statt, der aus Vertretern eines jeden 
Mitgliedstaates besteht und in dem ein Vertreter 
der Kommission den Vorsitz führt. 

2. Der Ausschuß wird von seinem Vorsitzenden 
einberufen. Dieser übermittelt den Mitglied- 
staaten rechtzeitig alle Informationen. 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten erteilen der Kommission auf 
Anforderung und nach den von ihr festzulegen- 
den Modalitäten alle zweckdienlichen Auskünfte, 
damit diese die Wirtschafts- und Handelssituation 
der betreffenden Erzeugnisse und insbesondere 


die herkömmlichen Handelsströme beurteilen 
kann. 

2. Die Kommission leitet diese Auskünfte den üb- 
rigen Mitgliedstaaten zu. 

Artikel 5 

1. Stellt die Kommission auf Antrag eines Mitglied- 
staates oder von sich aus fest, daß die Einfuhr 
der Erzeugnisse mit Ursprung in den Partner- 
staaten der ostafrikanischen Gemeinschaft in die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft im Laufe 
eines Jahres bei Kaffee, nicht geröstet (09.01 A I), 
56 000 t, bei Gewürznelken (09.07) 120 t oder 
bei Ananaskonserven (20.06 B II) 860 t erreicht 
hat, so kann sie für die betreffenden Erzeugnisse 
im Wege einer Verordnung für diese Einfuhren 
Zollsätze einführen, soweit dies erforderlich ist, 
um ernste Störungen in den herkömmlichen 
Handelsströmen zu vermeiden. 

2. Die auf diese Weise eingeführten Zollsätze dür- 
fen nicht höher sein als die Zollsätze für Ein- 
fuhren aus Drittländern, denen keine Präferenz- 
zölle gewährt werden. Diese Zollsätze dürfen 
nicht über das Jahr hinaus angewandt werden. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 

Das Abkommen zur Gründung einer Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Vereinigten Republik Tansania, der Repu- 
blik Uganda und der Republik Kenia, das am 24. 
September 1969 in Arusha unterzeichnet wurde, gibt 
der Gemeinschaft das Recht, vorbehaltlich einer Kon- 
sultation der ostafrikanischen Staaten, die erforder- 
lichen Maßnahmen zu treffen, um ernste Störungen 
in den herkömmlichen Handelsströmen zu vermei- 
den, falls die Einfuhr aus den Partnerstaaten der 
ostafrikanischen Gemeinschaft in die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft im Laufe eines Jahres bei 
Kaffee, nicht geröstet, 56 000 t, bei Gewürznelken 
120 t und bei Ananaskonserven 860 t übersteigt. 

Auf einer Sitzung vom 22. /23. Juli 1969 kam der 
Rat überein, daß die gegebenenfalls zu treffenden 
Maßnahmen in der teilweisen oder vollständigen 
Anwendung des gemeinsamen Zolltarifs bestehen 
sollten. 

Außerdem wurde vereinbart, daß die Mitgliedstaaten 
die Kommission über die Mengen dieser Erzeugnisse 
unterrichten, die aus den ostafrikanischen Staaten 
in ihr Staatsgebiet eingeführt wurden. 

Mit dem vorliegenden Vorschlag sollen, unbeschadet 
der Konsultation der ostafrikanischen Staaten, die 
Modalitäten festgelegt werden, nach denen die ge- 
mäß dem Protokoll Nr. 2 zum Abkommen gegebe- 
nenfalls zu treffenden Maßnahmen vorzubereiten 
und durchzuführen sind. 
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